
1. Ausgabe der Karte
Die von der Bank ausgegebene Visa Card Basic ist eine Debitkarte auf Guthabenbasis (nach­
folgend Karte genannt). Die Karte kann als physische Karte und zusätzlich als digitale Karte zur 
Speicherung auf einem Telekommunikations-, Digital- oder IT-Gerät (mobiles Endgerät) ausge­
geben werden. Diese Kundenbedingungen gelten für beide Kartenformen gleichermaßen, es sei 
denn, es ist ausdrücklich etwas anderes geregelt. Für die digitale Karte gelten ergänzend die 
Nutzungsvoraussetzungen und Hinweise für die digitale Karte.

2. Verwendungsmöglichkeiten und Leistungen
Der Karteninhaber kann die von der Bank ausgegebenen Karten, soweit diese und die Akzep­
tanzstellen entsprechend ausgestattet sind, für folgende Zahlungsdienste nutzen: Mit der Karte 
kann der Karteninhaber im Inland – und als weitere Dienstleistung auch im Ausland – im VISA-
Verbund bei Vertragsunternehmen Waren und Dienstleistungen bargeldlos bezahlen und zusätz­
lich im Rahmen des Bargeldservices an Geldautomaten Bargeldauszahlungen vornehmen. Die 
Vertragsunternehmen und die Geldautomaten im Rahmen des Bargeldservices sind an den 
Akzeptanzsymbolen zu erkennen, die auf der Karte zu sehen sind. Soweit mit der Karte zusätz­
liche Leistungen (z. B. Versicherungen) verbunden sind, wird der Karteninhaber hierüber geson­
dert informiert.
Zusätzlich wird die Bank über Visa teilnehmenden Akzeptanzstellen, bei welchen der Karten­
inhaber zuvor Waren oder Dienstleistungen mit der Karte bezahlt hat, aktualisierte Kartendaten 
(die letzten vier Ziffern der Kartennummer und das Ablaufdatum) zur Verfügung stellen (Aktuali­
sierungsservice), um z. B. Zahlungen für wiederkehrende Dienstleistungen und im Online-Handel 
auch nach einer Aktualisierung der Kartendaten automatisch zu ermöglichen.

3. Personalisiertes Sicherheitsmerkmal
3.1 Für die Nutzung an Geldautomaten und an automatisierten Kassen kann dem Karteninhaber 
für seine Karte eine persönliche Geheimzahl (PIN) als personalisiertes Sicherheitsmerkmal zur 
Verfügung gestellt werden.
3.2 Die Karte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten Kassen, an denen im Zusam­
menhang mit der Verwendung der Karte die PIN eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt 
werden, wenn die persönliche Geheimzahl dreimal hintereinander mit einer oder beiden Karten­
formen falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit der Bank, 
möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen.

4. Verfügungsrahmen/Guthaben
4.1 Für den Einsatz der Karte ist das Bilden von Guthaben auf dem Kartenkonto erforderlich. Das 
Guthaben kann per Überweisung auf dem Kartenkonto entstehen. Der Karteninhaber kann auf 
seinem Kartenkonto Guthaben bis zu einer Grenze von 25.000 EUR bilden. Bei der BW Basic 
Visa Card orange (Debitkarte) ist bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres das Guthaben auf 
max. 500 EUR begrenzt. Beträge über dieser Guthabengrenze werden auf das Girokonto des 
Karteninhabers überwiesen. Die Karte kann nur eingesetzt werden, sofern und soweit auf dem 
Kartenkonto ein ausreichendes Guthaben vorhanden ist (finanzielle Nutzungsgrenze). Innerhalb 
des Guthabens gilt für den Bargeldservice das im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene 
tägliche Verfügungslimit.
4.2 Das jeweilige Guthaben auf dem Kartenkonto wird nicht verzinst und ist Privatvermögen. Das 
Kartenkonto darf nicht für den allgemeinen Zahlungsverkehr herangezogen werden.

5. Autorisierung von Zahlungsaufträgen
5.1 Mit dem Einsatz der Karte erteilt der Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Aus­
führung des Zahlungsauftrages. Hierzu hat der Karteninhaber entweder
– an Geldautomaten die PIN einzugeben oder
– �an automatisierten Kassen bei Vertragsunternehmen die PIN einzugeben oder – soweit erfor­

derlich – bei Vertragsunternehmen die Unterschrift zu leisten oder
– �an automatisierten Kassen die kontaktlose Bezahlfunktion mit PIN zu nutzen, indem die Karte 

vor das Empfangsgerät des Vertragshändlers gehalten wird. Der kontaktlose Einsatz der Karte 
an automatisierten Kassen kann bis maximal 50 EUR pro Bezahlvorgang ohne Eingabe der PIN 
erfolgen, soweit an den automatisierten Kassen für den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht 
die Eingabe der PIN verlangt wird. Soweit für die Autorisierung zusätzlich eine PIN oder die 
Unterschrift erforderlich ist, erfolgt die Autorisierung erst mit deren Einsatz; oder

– �bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das Internet gegenüber Vertragsunternehmen 
die geforderten Kartendaten einzugeben. Soweit dabei besondere Authentifizierungsverfahren 
gefordert werden, sind diese zu nutzen. Weitere Informationen über die von der Bank unter­
stützten Authentifizierungsverfahren und Hinweise zum Bezahlen im Internet sind in den 
Geschäftsräumen der Bank verfügbar sowie auf deren Internetseiten abrufbar; oder

– �gegenüber Vertragsunternehmen die geforderten Kartendaten anzugeben (z. B. am Telefon).
5.2 In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Bank 
die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendigen personenbezogenen Daten des Karten­
inhabers verarbeitet, übermittelt und speichert.
5.3 Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber den Zahlungsauftrag nicht mehr 
widerrufen.

6. Ablehnung von Zahlungsaufträgen durch die Bank
Die Bank ist berechtigt, den Zahlungsauftrag abzulehnen, wenn 
– �der Karteninhaber die Autorisierung des Zahlungsauftrags nicht gemäß Nr. 5.1 erteilt hat,
– �der für den Zahlungsauftrag geltende Verfügungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze 

nicht eingehalten wurde oder 
– �die Karte gesperrt ist. 
Hierüber wird der Karteninhaber während des Bezahlvorgangs bzw. über das Terminal, an dem 
die Karte eingesetzt wird, unterrichtet.

7. Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags
Die Bank ist berechtigt, einen im Rahmen der finanziellen Nutzungsgrenze (Nr. 4) verfügbaren 
Geldbetrag auf dem Kartenkonto des Karteninhabers zu sperren, wenn
– �der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist und
– �der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden Geldbetrags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher 
Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr der genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist.
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8. Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers
8.1 Die Bank wird die bei der Nutzung der Karte entstandenen sofort fälligen Forderungen der 
Vertragsunternehmen gegen den Karteninhaber bezahlen. Der Karteninhaber ist seinerseits ver­
pflichtet, der Bank diese Forderungsbeträge zu erstatten. Entsprechendes gilt für im Rahmen des 
Bargeldservices entstandene Forderungen. Auch wenn der Karteninhaber die finanzielle 
Nutzungsgrenze bei seinen Zahlungsaufträgen nicht einhält, ist die Bank berechtigt, den Ersatz 
der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Karte entstehen.
8.2 Der Karteninhaber ermächtigt die Bank, fällige Zahlungen aus dem Kartenverhältnis, ins­
besondere die geschuldeten Erstattungsleistungen und Entgelte, dem auf dem Kartenantrag 
angeführten Girokonto (Abrechnungskonto) zu belasten bzw. per Lastschrift einzuziehen. Der 
Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass auf diesem Abrechnungskonto bei Einzug des 
jeweiligen Forderungsbetrages ausreichend Deckung besteht.

9. Kartenabrechnung
9.1 Mit der Karte ausgelöste Zahlungsaufträge werden sofort mit etwaigem Guthaben auf dem 
Kartenkonto verrechnet (vgl. Nr. 4). Die Kartenabrechnung über die mit der Karte ausgelösten 
Zahlungsaufträge, die angefallenen Entgelte sowie die sonstigen Umsätze im Zusammenhang 
mit der Karte erfolgt in der mit dem Karteninhaber vereinbarten Weise (z. B. Abrechnung über das 
elektronische Postfach oder im Online-Banking) einmal im Monat zum vereinbarten Abrechnungs­
stichtag (Rechnungsperiode). Mit erteilter Kartenabrechnung wird der darin ausgewiesene Forde­
rungsbetrag sofort fällig. Dieser Betrag wird dem vom Karteninhaber angegebenen Abrechnungs­
konto zeitnah belastet bzw. mit dem Guthaben verrechnet. Wenn der Karteninhaber die 
Abrechnung in der vereinbarten Weise nicht innerhalb der vereinbarten Frist abgerufen hat, kann 
zeitnah eine papierhafte Abrechnung erfolgen und dem Karteninhaber gegen Portoersatz zuge­
sandt werden. Der Karteninhaber hat die Kartenabrechnung unverzüglich auf nicht autorisierte 
oder fehlerhaft ausgeführte Kartenverfügungen zu überprüfen.
9.2 Besonderheiten zum elektronischen Postfach/BW Kartenservice Online: Sofern der Karten­
inhaber sich für das elektronische Postfach entschieden hat, erhält er keine Papiersammelrech­
nung. Es gelten die gesonderten Bedingungen für das elektronische Postfach/BW Kartenservice 
Online.
9.3 SMS-Service: Per SMS kann sich der Karteninhaber sowohl über kartenkontospezifische 
Informationen (z. B. Umsätze, Kartensaldo) als auch über Neuigkeiten, Produktinformationen und 
Angebote der Bank benachrichtigen lassen.
9.4 Der Karteninhaber ist verpflichtet, der Bank eine aktuelle Telefonnummer/Handynummer für 
besonders eilbedürftige Benachrichtigungen mitzuteilen.
9.5 Prenotification (Vorankündigung des Lastschrifteinzugs) gemäß SEPA – Verkürzung der Vor­
lauffrist: Über die monatliche Kartenabrechnung erhält der Karteninhaber die Prenotification ge­
mäß SEPA. Die Kartenabrechnung mit der Prenotification wird dem Karteninhaber mindestens 
vier Geschäftstage vor Vornahme der Belastungsbuchung zugehen. Handelt es sich bei der im 
Kartenantrag angegebenen Bankverbindung um ein Girokonto bei der BW-Bank, so bucht die 
BW-Bank von diesem Konto die im Zusammenhang mit der hier genannten Karte geschuldeten 
Zahlungen ab. Die Erteilung eines SEPA-Mandats ist für den vorgenannten Fall nicht notwendig, 
es erfolgt auch keine Prenotification.

10. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
10.1 Unterschrift
Der Karteninhaber hat die physische Karte nach Erhalt unverzüglich auf dem Unterschriftsfeld zu 
unterschreiben.
10.2 Sorgfältige Aufbewahrung der Karte
10.2.1 Die Karte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu verhindern, dass sie abhan­
denkommt und missbräuchlich verwendet wird (z. B. um Transaktionen an automatisierten Kas­
sen ohne PIN bis zur Sperre zu tätigen). Sie darf insbesondere auch nicht unbeaufsichtigt im 
Kraftfahrzeug aufbewahrt werden. 
10.2.2 Soweit technisch möglich, soll der Karteninhaber den Zugang zu seinem mobilen Endgerät 
mit einer für das mobile Endgerät bestimmten persönlichen Geheimzahl (Endgeräte-PIN) oder auf 
andere geeignete Weise (z. B. durch Fingerabdruck) sichern.
10.3 Geheimhaltung der persönlichen Geheimzahl (PIN)
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis von seiner PIN 
erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der Karte vermerkt, bei einer digitalen Karte nicht in 
dem mobilen Endgerät gespeichert werden, das für die Nutzung der digitalen Karte erforderlich 
ist, oder in anderer Weise zusammen mit dieser aufbewahrt werden. Denn jede Person, die die 
PIN kennt und in den Besitz der Karte bzw. des mobilen Endgeräts, auf dem die digitale Karte 
gespeichert ist, kommt, hat die Möglichkeit, zusammen mit der PIN und der Karte missbräuchliche 
Kartenverfügungen zu tätigen (z. B. Geld am Geldautomaten abzuheben). Sofern der Karteninha­
ber eine digitale Karte nutzt und der Zugriff auf das mobile Gerät durch eine vom Karteninhaber 
wählbare Endgeräte-PIN abgesichert werden kann, darf der Karteninhaber zur Absicherung des 
Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die für die Nutzung der Karte erforderlich ist.
10.4 Anzeige-, Prüfungs- und Unterrichtungspflichten des Karteninhabers
10.4.1 Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Karte oder des mobilen End­
geräts mit digitaler Karte, die missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte 
Nutzung der Karte, Kartendaten oder PIN fest, hat er die Bank (Telefon: 0711 124-43100) unver­
züglich zu unterrichten (Sperranzeige). 
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich bei der Polizei anzuzeigen. 
Im Notfall kann eine Ersatzkarte (»emergency card«) binnen 48 Stunden zur Verfügung gestellt 
werden. Für die Ausstellung einer »emergency card« für Basic Karten (Debitkarte/n) fallen die im 
Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen Kosten an.
10.4.2 Durch die Sperre der digitalen Karte bei der Bank bzw. dem Zentralen Sperrannahme­
dienst wird nicht der Zugang zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funk­
tionen auf dem mobilen Endgerät kann nur gegenüber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen 
erfolgen.
10.4.3 Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren gemäß Nr. 5.1 hat der Karteninhaber 
vor der Autorisierung die Übereinstimmung der zur Authentifizierung übermittelten Transaktions­
daten (z. B. Zahlbetrag, Datum) mit den für die Transaktion vorgesehenen Daten abzugleichen. 
Bei Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen und der Verdacht auf miss­
bräuchliche Verwendung der Bank anzuzeigen.
10.4.4 Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person unberechtigt in den Besitz 
seiner Karte gelangt ist, eine missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte 
Nutzung von Karte, Kartendaten oder PIN vorliegt, muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperr­
anzeige abgeben.
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11. Reklamationen und Beanstandungen
Der Karteninhaber hat die Bank unverzüglich nach Feststellung einer nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung zu unterrichten. Reklamationen und Beanstandungen 
aus dem Vertragsverhältnis zwischen dem Karteninhaber und dem Vertragsunternehmen sind 
unmittelbar zwischen diesen zu klären; sie berühren nicht die Zahlungsverpflichtung des Karten­
inhabers. Die Rechte des Karteninhabers nach Nr. 15 dieser Bedingungen bleiben unberührt.

12. Haftung des Karteninhabers für nicht autorisierte Kartenverfügungen
12.1 Haftung des Karteninhabers bis zur Sperranzeige
12.1.1 Verliert der Karteninhaber seine Karte oder PIN, werden sie ihm gestohlen, kommen sie 
ihm in sonstiger Weise abhanden oder wird die Karte sonst missbräuchlich verwendet und kommt 
es dadurch zu einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der
– �Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
– �Verwendung der Karte an automatisierten Kassen von Vertragsunternehmen,
– �Nutzung der Karte bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das Internet,
haftet der Karteninhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, 
in Höhe von maximal 50 EUR (von maximal 20 EUR bei der BW Basic Visa Card orange (Debit­
karte)). Die Haftung nach Nr. 12.1.5 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in 
betrügerischer Absicht bleibt unberührt.
12.1.2 Der Karteninhaber haftet nicht nach Nr. 12.1.1, wenn
– �es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhanden­

kommen oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung der Karte vor der nicht autorisierten 
Kartenverfügung zu bemerken, oder

– �der Verlust der Karte durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigstelle/Zweignieder­
lassung der Bank oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der Bank ausgelagert wurden, 
verursacht worden ist. 

Die Haftung nach Nr. 12.1.5 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrüge­
rischer Absicht bleibt unberührt.
12.1.3 Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung des Karteninhabers in Höhe von 50 EUR 
gemäß Nr. 12.1.1 und übernimmt alle Schäden, die durch die nicht autorisierte Kartenverfügung 
bis zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind, wenn der Karteninhaber seine ihm oblie­
genden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten gemäß Nr. 10 nicht in betrügerischer Absicht, vorsätz­
lich oder grob fahrlässig verletzt hat. Eine Übernahme des vom Karteninhaber zu tragenden 
Schadens erfolgt nur, wenn der Karteninhaber die Voraussetzungen der Haftungsentlastung 
glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei erstattet.
12.1.4 Der Karteninhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Nr.. 12.1.1 verpflichtet, wenn 
er die Sperranzeige nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Entgegen­
nahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch eingetreten ist.
12.1.5 Kommt es vor der Sperranzeige zu einer nicht autorisierten Kartenverfügung und hat der 
Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, trägt der Karteninhaber den hierdurch entstan­
denen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann insbesondere 
dann vorliegen, wenn er
– �den Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Kartenverfügung der Bank oder dem Sperr­

annahmedienst schuldhaft nicht unverzüglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis er­
langt hat,

– �die persönliche Geheimzahl auf der physischen Karte vermerkt oder zusammen mit der 
physischen Karte verwahrt hat,

– �die persönliche Geheimzahl auf dem mobilen Endgerät gespeichert hat oder
– �die persönliche Geheimzahl einer anderen Person mitgeteilt hat und der Missbrauch dadurch 

verursacht worden ist.
Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums verursacht werden, für den der Ver­
fügungsrahmen gilt, beschränkt sich jeweils auf den für die Karte vereinbarten monatlichen Ver­
fügungsrahmen. Für Schäden im Rahmen des Bargeldservices haftet der Karteninhaber pro 
Kalendertag maximal in Höhe des im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesenen täglichen 
Verfügungslimits, jedoch begrenzt auf das vorhandene Guthaben.
12.1.6 Hat die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetra­
gen, haftet sie für den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitver­
schuldens.
12.1.7 Hat die Bank beim Einsatz der Karte eine starke Kundenauthentifizierung im Sinne des  
§ 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt oder hat der Zahlungsemp­
fänger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, obwohl die Bank nach § 55 ZAG 
gesetzlich zur starken Kundenauthentifizierung verpflichtet ist, bestimmt sich die Haftung des 
Karteninhabers und der Bank abweichend von den Nummern 12.1.1 bis 12.1.6 nach § 675v 
Abs. 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches.
12.2 Haftung des Karteninhabers ab Sperranzeige
Sobald der Bank oder dem Sperrannahmedienst der Verlust oder Diebstahl der Karte, die miss­
bräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Karte oder PIN ange­
zeigt wurde, übernimmt die Bank alle danach durch Kartenverfügungen entstehenden Schäden. 
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Karteninhaber auch die nach der 
Sperranzeige entstehenden Schäden.

13. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Karteninhabers
13.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung hat die Bank gegen den Karteninhaber keinen 
Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpflichtet, dem Karteninhaber den 
Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Abrechnungskonto belastet, wird die Bank 
dieses wieder auf den Stand bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autori­
sierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese Verpflichtungen sind unverzüglich, spätestens bis 
zum Ende des Geschäftstags gemäß Preis- und Leistungsverzeichnis zu erfüllen, der auf den Tag 
folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Kartenverfügung nicht autorisiert ist, oder 
die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde 
berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, 
schriftlich mitgeteilt, hat sie ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, 
wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.
13.2 Erstattung bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung
13.2.1 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Kartenverfü­
gung kann der Karteninhaber von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Kartenverfügungsbetrags insoweit verlangen, als die Kartenverfügung nicht erfolgte oder fehler­
haft war. Wurde der Betrag dem Abrechnungskonto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf 
den Stand, auf dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden 
hätte.
13.2.2 Der Karteninhaber kann über Nr. 13.2.1 hinaus von der Bank die Erstattung der Entgelte 
und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder 
fehlerhaften Ausführung der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt oder seinem 
Konto belastet wurden.

13.2.3 Besteht die fehlerhafte Ausführung darin, dass eine autorisierte Kartenverfügung beim 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers erst nach Ablauf der im Preis- und Leistungsver­
zeichnis geregelten Ausführungsfrist eingeht (Verspätung), sind die Ansprüche des Karteninha­
bers nach Nr. 13.2.1 und 13.2.2 ausgeschlossen. Ist dem Karteninhaber durch die Verspätung ein 
Schaden entstanden, so haftet die Bank nach Nr. 13.3. Wurde eine autorisierte Kartenverfügung 
nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank die Kartenverfügung auf Verlangen des Karten­
inhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unterrichten.
13.3 Schadensersatzansprüche des Karteninhabers
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer nicht erfolgten oder fehler­
haften Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung kann der Karteninhaber von der Bank 
einen Schaden, der nicht bereits von Nr. 13.1 oder 13.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Ver­
schulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu 
vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, 
die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen 
Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte in einem Land außerhalb Deutschlands und des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) (Drittstaat) oder in einer Währung eines Staates außer­
halb des EWR (Drittstaatwährungszahlung), beschränkt sich die Haftung der Bank für das Ver­
schulden einer an der Abwicklung beteiligten Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Bank und Karteninhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach Nr. 13.3 ist auf 
12.500 EUR je Kartenzahlung begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht
– �für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge,
– �bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
– �für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
– �für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Karteninhaber Verbraucher ist.
13.4 Einwendungsausschluss
13.4.1 Der Karteninhaber kann Ansprüche und Einwendungen nach Nr. 13.1 bis 13.3 nicht mehr 
geltend machen, wenn er diese nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastungsbuchung 
auf dem Abrechnungskonto gegenüber der Bank angezeigt hat. Der Lauf der 13-monatigen Frist 
beginnt nur, wenn die Bank den Karteninhaber über die aus der Kartenverfügung resultierende 
Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens 
innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Frist­
beginn der Tag der Unterrichtung über die Kartenabrechnung maßgeblich. Ansprüche und Einwen­
dungen nach Nr. 13.1 bis 13.3 kann der Karteninhaber auch nach Ablauf der vorgenannten Frist 
geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.
13.4.2 Ansprüche des Karteninhabers gegen die Bank nach Nr. 13.1 bis 13.3 sind ausgeschlos­
sen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
– �auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen 

Einfluss hat und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten 
verhindert werden können, oder

– �von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

14. Sperre und Einziehung der Karte durch die Bank
Die Bank darf die Karte sperren und den Einzug der Karte (z. B. an Geldautomaten) veranlassen 
bzw. die Löschung der digitalen Karte verlangen oder selbst veranlassen, wenn
– �sie berechtigt ist, den Kartenvertrag bzw. die Nutzung der digitalen Karte aus wichtigem Grund 

zu kündigen,
– �sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies rechtfertigen oder
– �der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung der Karte besteht.
Darüber wird die Bank den Karteninhaber unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe mög­
lichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre oder Löschung unterrichten. Die Bank 
wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue Karte ersetzen, wenn die Gründe für die 
Sperre oder Löschung nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Karteninhaber 
unverzüglich. Die Angabe von Gründen unterbleibt, soweit sie gegen sonstige Rechtsvorschriften 
verstößt.

15. Anspruch des Karteninhabers bei einer von dem Vertragsunternehmen ausgelösten 
autorisierten Kartenverfügung
Im Falle einer von dem Vertragsunternehmen ausgelösten autorisierten Kartenverfügung hat der 
Karteninhaber einen Anspruch auf Erstattung des belasteten Zahlungsbetrags, wenn 
– �bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und 
– �der Zahlungsbetrag den Betrag übersteigt, den der Karteninhaber entsprechend seinem bishe­

rigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des Kartenvertrags und den jeweiligen Umständen 
des Einzelfalls hätte erwarten können; mit einem etwaigen Währungsumtausch zusammenhän­
gende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der vereinbarte Referenzwechselkurs zugrunde 
gelegt wurde. 

Der Karteninhaber muss gegenüber der Bank die Sachumstände darlegen, mit denen er seinen 
Erstattungsanspruch begründet. Ein Anspruch des Karteninhabers auf Erstattung ist ausge­
schlossen, wenn er ihn nicht innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt des Ausweises der 
Belastung des betreffenden Zahlungsbetrags auf der Kartenabrechnung gegenüber der Bank 
geltend macht.

16. Rückgabe und Austausch der Karte
Die Karte bleibt Eigentum der Bank. Sie ist nicht übertragbar. Die Karte ist nur für den angege­
benen Zeitraum gültig.
Mit Aushändigung der neuen, spätestens aber nach Ablauf der Gültigkeit der Karte ist die Bank 
berechtigt, die alte Karte zurückzuverlangen bzw. die Löschung der digitalen Karte zu verlangen 
oder selbst zu veranlassen. Endet die Nutzungsberechtigung der Karte in den ausgegebenen 
Kartenformen bzw. der digitalen Karte früher (z. B. durch Kündigung des Kartenvertrags), hat der 
Karteninhaber die Karte unaufgefordert und unverzüglich an die Bank zurückzugeben bzw. die 
digitale Karte zu löschen.
Die Bank behält sich das Recht vor, auch während der Laufzeit einer Karte diese gegen eine neue 
auszutauschen; Kosten entstehen dem Karteninhaber hierdurch nicht.

17. Fremdwährungsumrechnung beim Auslandseinsatz
Nutzt der Karteninhaber die Karte für Zahlungsaufträge, die nicht auf Euro lauten, wird das 
Kartenkonto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung des Kurses bei Fremdwährungs­
geschäften ergibt sich aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. Eine Änderung des in der 
Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige 
Benachrichtigung des Karteninhabers wirksam.
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18. Entgelte und deren Änderung
18.1 Die vom Karteninhaber gegenüber der Bank geschuldeten Entgelte ergeben sich aus dem 
Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank.
Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwendeten oder sonst nicht auto­
risiert genutzten Karte ist die Bank berechtigt, dem Karteninhaber im Rahmen des § 675l 
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches, das im Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank aus­
gewiesene Entgelt zu berechnen, sofern der Karteninhaber die Umstände, die zum Ersatz der 
Karte geführt haben, zu vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer Ersatzkarte ver­
pflichtet ist. Ob darüber hinaus Entgelte für den Ersatz einer Karte in anderen Fällen durch die 
Bank erhoben werden, können Sie dem Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank entnehmen.
18.2 Änderungen dieser Entgelte werden dem Karteninhaber spätestens zwei Monate vor dem 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber mit der Bank im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg (z. B. das Elektro­
nische Postfach) vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. 
Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Karteninhaber diese 
annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Haupt­
leistung hinausgehende Zahlung des Karteninhabers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Karten­
inhaber nur ausdrücklich treffen. Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdienste­
rahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Abs. 6 AGB. Bei Entgelten und deren 
Änderung für Karteninhaber, die nicht Verbraucher sind, verbleibt es bei der Regelung in 
Nummer 17 Abs. 2 AGB.

19. Änderung der Bedingungen
19.1 Änderungsangebot
Änderungen dieser Bedingungen werden dem Karteninhaber spätestens zwei Monate vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber 
mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg 
(z. B. das Elektronische Postfach) vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege 
angeboten werden. 
19.2 Annahme durch den Karteninhaber
Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Karteninhaber diese 
annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion. 
19.3 Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Karteninhabers gilt nur dann als Annahme des Änderungsangebots (Zustim­
mungsfiktion), wenn
(1) �das Änderungsangebot der Bank erfolgt, um die Übereinstimmung der vertraglichen Bestim­

mungen mit einer veränderten Rechtslage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung dieser 
Bedingungen

	 – �aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar geltender Rechtsvor­
schriften der Europäischen Union, nicht mehr der Rechtslage entspricht oder

	 – �durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein Gericht erster Instanz, 
unwirksam wird oder nicht mehr verwendet werden darf oder

	 – ��aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Bank zuständigen nationalen oder 
internationalen Behörde (z. B. der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der 
Europäischen Zentralbank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der 
Bank in Einklang zu bringen ist und

(2) �der Karteninhaber das Änderungsangebot der Bank nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt hat. Die Bank wird den Karteninhaber im 
Änderungsangebot auf die Folgen seines Schweigens hinweisen.

19.4 Ausschluss der Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
– ��bei Änderungen dieser Regelungen in Ziff. 19 oder
– ��bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und die Entgelte für Hauptleis­

tungen betreffen, oder
– �bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung 

hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet sind, oder
– �bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleichkommen, oder
– ��bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung und Gegenleistung erheb­

lich zugunsten der Bank verschieben würden.
In diesen Fällen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu den Änderungen auf andere 
Weise einholen.

19.5 Kündigungsrecht des Karteninhabers bei der Zustimmungsfiktion
Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der Karteninhaber diese Geschäfts­
beziehung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch 
fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Angebot 
besonders hinweisen.

20. Kündigung
Sowohl der Kartenvertrag als auch die Nutzung der digitalen Karte alleine kann vom Karten­
inhaber jederzeit und fristlos gekündigt werden. 
Die Bank kann den Kartenvertrag jederzeit mit einer Frist von mindestens zwei Monaten und bei 
Vorliegen eines sachlichen Kündigungsgrundes kündigen. Die Bank kann den Kartenvertrag frist­
los kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des Kartenvertrags 
auch unter angemessener Berücksichtigung der berechtigten Belange des Karteninhabers für die 
Bank unzumutbar ist. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn der Karteninhaber unrich­
tige Angaben über seine Vermögenslage gemacht hat oder eine wesentliche Verschlechterung 
seiner Vermögenslage eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Erfüllung der Verbindlich­
keiten aus dem Kartenvertrag gegenüber der Bank wesentlich gefährdet ist. 
Mit Wirksamwerden der Kündigung des Kartenvertrags darf die Karte bzw. bei alleiniger Kündi­
gung der Nutzung der digitalen Karte darf die digitale Karte nicht mehr benutzt werden.

21. Einschaltung Dritter
Die Bank ist berechtigt, sich im Rahmen des Kartenvertrags zur Bewirkung der von ihr zu erbrin­
genden Leistungen und zur Einforderung der vom Karteninhaber zu erbringenden Leistungen 
Dritter zu bedienen.

22. Änderungen persönlicher Daten
Änderungen von Anschrift, Name, Bankverbindung und sonstigen wesentlichen, auch wirtschaft­
lichen, Umständen des Karteninhabers sind der Bank unverzüglich in Textform mitzuteilen.

23. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Karteninhaber an die im Preis- 
und Leistungsverzeichnis näher bezeichnete/-n Streitschlichtungsstelle/-n wenden.

24. Rechtswahl, Erfüllungsort, Gerichtsstand
Auf den Kartenvertrag findet deutsches Recht Anwendung, sofern dem nicht zwingende gesetz­
liche Regelungen entgegenstehen. Erfüllungsort ist Stuttgart. Ist der Karteninhaber Kaufmann, ist 
Gerichtsstand Stuttgart. Im Übrigen wird Stuttgart als Gerichtsstand vereinbart für den Fall, dass 
der Karteninhaber nach Abschluss des Kartenvertrags seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf­
enthalt ins Ausland verlegt oder diese im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt sind.
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